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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 3. April 1964 

6 — 68070 — 5378/64 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier; Verkehrspolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der EWG für 


eine Verordnung des Rats über die Beseitigung der Doppel- 
besteuerung bei der Kraftfahrzeugsteuer im grenzüber- 
schreitenden Verkehr. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 20. März 1964 dem Herrn Präsiden- 
ten des Rats der EWG übermittelt worden. 

Der Rat wird in Kürze über die Anhörung des Europäischen 
Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu die- 
sem Vorschlag beschließen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
A.lleinvertrieb ; Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rats 
über die Beseitigung der Doppelbesteuerung bei der 
Kraftfahrzeugsteuer im grenzüberschreitenden Verkehr 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
seinen Artikel 75, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Anhörung des Wirtschafts- und Sozialaus- 
schusses, 

nach Anhörung des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verwirklichung einer gemeinsamen Verkehrs- 
politik setzt gemeinsame Regeln für den grenzüber- 
schreitenden Verkehr aus oder nach dem Hoheits- 
gebiet eines Mitgliedstaates oder für den Durch- 
gangsverkehr durch das Hoheitsgebiet eines oder 
mehrerer Mitgliedstaaten voraus; die Aufstellung 
dieser gemeinsamen Regeln erfordert auch be- 
stimmte spezifische Maßnahmen in steuerlicher Hin- 
sicht. 

Es muß vermieden werden, daß Nutzfahrzeuge, 
die in den Mitgliedstaaten zugelassen sind, auf dem 
Gebiet der Wirtschaftsgemeinschaft einer doppelten 
Kraftfahrzeugsteuer unterworfen werden; eine 
solche verteuert den grenzüberschreitenden Verkehr 
im Vergleich zu dem nationalen Verkehr; dadurch 
könnte die Entwicklung des Verkehrs zwischen den 
Ländern der Gemeinschaft behindert werden. 

Die zwischen verschiedenen Mitgliedstaaten be- 
stehenden bilateralen Abkommen, die der Aufhe- 
bung der Doppelbesteuerung für Nutzfahrzeuge die- 
nen, sind unterschiedlich im Hinblick auf ihren Gel- 
tungsbereich, auf die zeitliche Dauer der Steuerbe- 
freiung und ihre Anwendungsbedingungen. Die 
bilateralen Abkommen bringen daher Verzerrungen 
und Wettbewerbsstörungen mit sich. 

Es erscheint deshalb zweckmäßig, nicht etwa die 
bilateralen Abkommen zu vereinheitlichen und all- 
gemein einzuführen, was außerordentlich schwierig 
sein dürfte, sondern eine Regelung auf Gemein- 
schaftsebene anzustreben. 

Die Beseitigung der Doppelbesteuerung für Per- 
sonenkraftwagen ist bereits durch das Abkommen 
über die Besteuerung von Straßenfahrzeugen zum 
privaten Gebrauch im internationalen Verkehr ge- 
regelt, das am 18. Mai 1956 in Genf im Rahmen der 
Wirtschaftskommission für Europa abgeschlossen 
wurde — 


HAT DIE NACHSTEHENDE VERORDNUNG 
ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Kraftfahrzeuge, die in einem Mitgliedstaat 
zugelassen sind und am grenzüberschreitenden Ver- 
kehr teilnehmen, sind auf dem Gebiet der anderen 
Mitgliedstaaten von der in diesen geltenden Kraft- 
fahrzeugsteuern befreit. 


Artikel 2 

Nach Artikel 1 befreite Kraftfahrzeuge unterliegen 
den Kraftfahrzeugsteuern ihres Zulassungslandes, 
als ob sie dort ständig verkehrten. 


Artikel 3 

„Kraftfahrzeug" im Sinne dieser Verordnung ist 
jedes Fahrzeug, das mit mechanischem Antrieb und 
eigener Kraft auf der Straße verkehrt, sowie jeder 
Anhänger. 

Artikel 4 

(1) „Kraftfahrzeugsteuern" im Sinne dieser Ver- 
ordnung sind alle Steuern und Abgaben, die für die 
Benutzung oder das Halten von Kraftfahrzeugen 
erhoben werden. 

(2) Nicht unter den Geltungsbereich dieser Verord- 
nung fallen Steuern und Abgaben auf Verkehrs- 
leistungen oder den Umsatz, die Abgaben und Ge- 
bühren im Zusammenhang mit dem Abschluß von 
Beförderungsverträgen, Verbrauchsteuern oder -ab- 
gaben, Zölle, Wegegebühren oder andere entspre- 
chende Abgaben. 

Artikel 5 

(1) Dem Geltungsbereich dieser Verordnung unter- 
liegen nicht Kraftfahrzeuge für die Personenbeförde- 
rung, die zum privaten Gebrauch verwendet werden 
und die einschließlich des Sitzes des Fahrers weniger 
als zehn Sitzplätze haben. 

(2) „Privater Gebrauch" dm Sinne dieser Verord- 
nung ist jeder Gebrauch, der nicht eine Personen- 
beförderung gegen Entgelt, Entlohnung oder andere 
materielle Vorteile sowie eine Güterbeförderung 
gegen oder ohne Entgelt darstellt. 
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(3) Der Begriff des privaten Gebrauchs umfaßt 
auch die Anmietung eines Fahrzeugs ohne Fahrer, 
die Beförderung des persönlichen Gepäcks der Rei- 
senden bzw. des Fahrers und die Beförderung von 
Mustern durch Handelsreisende. 


Artikel 6 

Jeder Mitgliedstaat hat das Recht, für Anhänger, 
die hinter einem in diesem Mitgliedstaat zugelasse- 
nen Zugfahrzeug verkehren, die Befreiung nach 
Artikel 1 nicht zu gewähren, falls für sie keine Kraft- 
fahrzeugsteuern in ihrem Heimatland gezahlt wer- 
den. 

Artikel 7 

Die Liste der Kraflfahrzeugsteuern nach Artikel 4 
Absatz 1 ist im Anhang wiedergegeben. Wenn die 
Kommission Änderungen in den Steuerbestimmun- 
gen der Mitgliedstaaten feststellt, so kann sie nach 
Anhörung der betreffenden Mitgliedstaaten durch 
Entscheidung den Anhang entsprechend ändern. 


Artikel 8 

Um in den Genuß der Steuerbefreiung nach dieser 
Verordnung zu kommen, haben die Fahrzeuge, ab- 
gesehen von der Verpflichtung, daß sie mit den ent- 
sprechenden Kennzeichen ihres Heimatlandes und 
Buchstaben, die ihre Nationalität angeben, versehen 
sein müssen, eine Urkunde über ihre Zulassung in 
dem Heimatland auf dem Fahrzeug mitzuführen. 


Artikel 9 

(1) Vor dem 1. Januar 1965 erlassen die Mitglied- 
staaten alle zur Durchführung dieser Verordnung 
erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften. 

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission 
rechtzeitig die Entwürfe der Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften gemäß Absatz 1 mit. Die Kommis- 
sion vergewissert sich, daß die Entwürfe den Be- 
stimmungen dieser Verordnung entsprechen. Sie 
kann innerhalb von 30 Tagen eine Empfehlung oder 
eine Stellungnahme an den betreffenden Mitglied- 
staat richten. 

Die Kommission kann diese Frist im Einverneh- 
men mit dem betreffenden Mitgliedstaat verlängern. 

(3) Die Mitgliedstaaten setzen die Maßnahmen ge- 
mäß Absatz 1 erst in Kraft, nachdem die Kommission 
ihre Empfehlung oder Stellungnahme abgegeben 
hat oder die Frist gemäß Absatz 2 abgelaufen ist. 

Artikel 10 

Die in Artikel 1 vorgesehene Befreiung tritt mit 
dem 1. Januar 1965 in Kraft. 

Artikel 11 

(1) Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 

(2) Diese Verordnung tritt am Tage nach der Ver- 
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 


Brüssel, den 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Anhang 


Liste der Steuern nach Artikel 7 der Verordnung Nr. . . . 


Bundesrepublik 

Deutschland 

Belgien 


Frankreich 


Italien 


Luxembourg 

Niederlande 


Kraftfahrzeugsteuer 

i) Taxe sur les automobiles et vehicules a 
vapeur ou ä moteur 

ii) Taxe quotidienne sur les automobiles et 
autres vehicules 

(Lois coordonnees relatives ä la taxe de 
circulation sur les vehicules automobiles) 

i) Taxe generale sur les vehicules servant au 
transport des marchandises 

ii) Surtaxe sur les vehicules servant au trans- 
port des marchandises 

i) Tassa di circolazione sugli autoveicoli 

ii) Tassa addizionale del 5 per cento sulle 
lasse di circolazione 

Impot sur les vehicules ä moteur 

Motorrijtuigenbelasting 
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